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Röhrig - Erweiterung Steinbruch Gehrenberg
hier: Antrag auf Anordnung der sofortigen Vollziehung des wasserrechtli-
chen Planfeststellungsbeschlusses zur Erweiterung des Granitsteintage-
baus Gehrenberg der Fa. Röhrig

Sehr geehrte Frau Grässlin,

sehr geehrter Herr Brinkmann,

in Bezug auf den in Kürze erwarteten wasserrechtlichen Planfeststel-

lungsbeschluss für das Erweiterungsvorhaben unserer Mandantin bean-

tragen wir ergänzend namens und in Vollmacht desselben, 

 die sofortige Vollziehung des Planfeststellungsbeschlusses an-
zuordnen. 

Gemäß § 80a Abs. 1 Nr. 1 VwGO i.V.m. § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann 

die Zulassungsbehörde die sofortige Vollziehung einer staatlichen Ge-

nehmigung anordnen, wenn dies im öffentlichen Interesse ist. Das ist vor-

liegend im Ergebnis der Fall, da das Erweiterungsvorhaben der Fa. Röh-
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rig der Versorgung der Region Rhein-Main-Necker mit Granit, hierbei insbesondere als 

Baustoff in den Bereichen Straßenbau und Betonherstellung, dient und die dortige Ver-

sorgung sicherstellt. Wie Sie wissen, ist das Rohstoffvorkommen im Bestandssteinbruch 

unserer Mandantin in Kürze erschöpft. Unsere Mandantin ist daher auf die kurzfristige 

Ausnutzung des Planfeststellungsbeschlusses für die Erweiterung angewiesen, um wei-

ter überhaupt und in hinreichender Qualität Granit gewinnen zu können. Schon ein vor-

übergehender Wegfall des Materials des Steinbruchs Gehrenberg hätte Lieferengpässe 

in der Region zur Folge (vgl. hierzu auch den Zielabweichungsbescheid vom 19.06.2019, 

Seite 19, 3. Absatz). Zudem wird der gewonnene Rohstoff wegen seiner besonderen 

Eigenschaften und Qualität vor allem auch für die Veredelung von Sichtbeton und für 

andere hochwertige Verwendungen dringend benötigt. Vergleichbar hochwertiges Ma-

terial kann in keinem anderen Steinbruch in der Region gewonnen werden, 

vgl. zu alledem auch die Erläuterungen in Kapitel II 3. der Antragsunterla-
gen. 

Damit trägt der Steinbruch Gehrenberg substanziell zur Gewährleistung der Versor-

gungssicherheit des regionalen Marktes mit Granit bei. Da das verbliebene Rohstoffvor-

kommen im bestehenden Steinbruch schon zeitnah nicht mehr die Gewinnung von hin-

reichenden Qualitäten zulassen wird, bedarf es der zeitnahen Aufnahme der Rodung 

und der Rohstoffgewinnung im Erweiterungsbereich des Steinbruchs (vgl. erneut Zielab-

weichungsbescheid vom 19.06.2019, Seite 8 Absätze 3 und 4). Damit steht die Bedeu-

tung des Erweiterungsvorhabens für die Gewährleistung der Versorgungssicherheit und 

damit zugleich das öffentliche Interesse daran fest. 

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Andreas Dazert
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Verwaltungsrecht


